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Bnndcsrepubllk Deutsdiland 25 

Der Bundeskanzler 

6 — 68070 ^ 5351/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr,: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Rechtsangleichung in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Erste Richtlinie des Rats betreffend die Beteiligung der 
Unternehmer an der Vergabe und Ausführung von Bau- 
vorhaben für Rechnung des Staates, der Gebietskörper- 
schaften sowie sonstiger juristischer Personen des öffent- 
lichen Rechts. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 16. März 1964 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Der Rat der EWG wird in Kürze über die Anhörung des Euro- 
päischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
zu diesem Vorschlag beschließen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude; Bonner Universitäts-Budxdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger. 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35*51 
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Erste Riditlinie des Rats 

betreffend die Beteiligung der Unternehmer an der Vergabe 
und Ausführung von Bauvorhaben für Rechnung des Staates, 
der Gebietskörperschaften sowie sonstiger juristischer 
Personen des öffentlichen Rechts 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 54 Absatz 2 und 63 Absatz 2, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt IV, Buchstabe B, 
Ziffer 1, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs ^) , insbesondere auf Abschnitt V, 
Buchstabe C (e), Ziffer 1, 

gestützt auf die durch Entscheidung des Rats 

vom herbeigeführten Änderungen der 

Allgemeinen Programme, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die vorgenannten Allgemeinen Programme sehen 
eine erste Stufe mit gleichzeitiger Aufhebung der 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs bei der Vergabe 
öffentlicher Bauaufträge vor. Diese öffentlichen Bau- 
arbeiten können, soweit sie nicht vom Staat selbst 
aufgeführt werden, in Form eines Bauauftrages oder 
einer Konzession vergeben werden. Die vorliegende 
Richtlinie muß sich daher auf die Vergabe von Kon- 
zessionen erstrecken, die einen erheblichen Teil die- 
ser Bauarbeiten darstellen. Andernfalls würde die 
Bedeutung der Richtlinie stark eingeschränkt. 

. Die Aufhebung der Beschränkungen muß mit 
einer Regelung verbunden sein, die es ermöglicht, 
die Auswirkungen der Aufhebung der Beschränkun- 
gen während der Übergangszeit in den einzelnen 
Mitgliedstaaten abzuschwächen. 

Jeder Mitgliedstaat muß daher die Möglichkeit 
haben, die Staatsangehörigen der anderen Mitglied- 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 32/62 


Staaten vorübergehend von der Vergabe öffentlicher 
Bauaufträge auszuschließen, wenn die bereits an 
diese Staatsangehörigen vergebenen Aufträge eine 
bestimmte jährlich festzusetzende Quote erreicht 
oder überschritten haben und einige weitere Vor- 
aussetzungen vorliegen. 

Die Inanspruchnahme dieser Möglichkeit einer 
Ausschließung muß jedoch mit Garantien zum 
Schutze der Interessen der Unternehmer verbunden 
werden. 

Diese Möglichkeit des vorübergehenden Aus- 
schlusses von der Auftragsvergabe ist insbesondere 
für die Aufträge von mehr als 600 000 Rechnungs- 
einheiten vorzusehen, da sich die Aufhebung der 
Beschränkungen bei dieser Kategorie von öffent- 
lichen Aufträgen wahrscheinlich am stärksten aus- 
wirken wird. 

Um die vollständige Aufhebung der Beschränkun- 
gen schrittweise zu verwirklichen, muß der Berech- 
nung der ersten Quote ein Hundertsatz von 15 v. H. 
zugrunde gelegt werden, da die Richtlinie, gemes- 
sen an der Übergangszeit, verhältnismäßig früh in 
Kraft treten wird. 

Bei der Festsetzung der Quoten für die darauf- 
folgenden Jahre müssen Faktoren berücksichtigt 
werden, die gegenwärtig noch nicht bekannt sind; 
es erscheint daher zweckmäßig, der Kommission die 
Aufgabe zu übertragen, diese Quoten mit Hilfe 
eines einfachen und raschen Verfahrens festzuset- 
zen. 

Die gleichzeitige Verwirklichung der Niederlas- 
sungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs auf dem Gebiete der öffentlichen Bauaufträge, 
die in den Mitgliedstaaten für Rechnung des Staa- 
tes, der Gebietskörperschaften sowie sonstiger juri- 
stischer Personen des Öffentlichen Rechts vergeben 
werden, muß Hand in Hand mit einer Koordinie- 
rung der nationalen Verfahren betreffend die Ver- 
gabe öffentlicher Bauaufträge gehen. Diese Koordi- 
nierung ist Gegenstand einer besonderen Richtlinie. 

Zur Unterstützung der Kommission bei der Prü- 
fung der zahlreichen Probleme, die sich bei Durch- 
führung der vorliegenden Richtlinie ergeben kön- 
nen, sowie im Hinblick auf die Vorbereitung der 
künftigen Gemeinschaftsregelungen auf dem Gebiet 
des öffentlichen Auftragswesens ist es zweckmäßig. 
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im Rahmen von Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe b 
einen Beratenden Ausschuß einzusetzen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


ABSCHNITT I 

Aufhebung der Beschränkungen 
für die Aufnahme und Ausübung von 
Unternehmertätigkeiten 


Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten heben ab 1. Januar 1965 die 
Beschränkungen für die Aufnahme und Ausübung 
der selbständigen Tätigkeiten der Unternehmer der 
Mitgliedstaaten bei der Ausführung von Bauleistun- 
gen für Rechnung des Staates, seiner Gebietskörper- 
schaften sowie der in dieser Richtlinie aufgeführten 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts unter 
den nachstehend festgelegten Bedingungen auf. 

Als Bauleistungen für Rechnung des Staates gel- 
ten auch solche Bauleistungen, die für Unternehmen 
ausgeführt werden, die, ungeachtet ihrer Rechts- 
natur, in den sechs Mitgliedstaaten die nationalen 
Eisenbahnen betreiben. 

2. Aufzuheben sind die in Abschnitt III der Allge- 
meinen Programme zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs (nachstehend Allgemeine 
Programme genannt) aufgeführten Beschränkungen. 

Als unvereinbar mit der Niederlassungsfreiheit 
und dem freien Dienstleistungsverkehr gelten ins- 
besondere die Rechts- und Verwaltungs vor Schriften 
sowie die Verwaltungspraktiken, welche die Betei- 
ligung von Unternehmern anderer Mitgliedstaaten 
an der Vergabe und Ausführung von Bauleistungen 
für Rechnung des Staates, seiner Gebietskörper- 
schaften und der zu dieser Richtlinie aufgeführten 
Personen ausschließen oder beschränken. Dies gilt 
auch für technische Normen, welche die Tätigkeit 
von Unternehmern der anderen Mitgliedstaaten, 
wenn auch nur mittelbar, behindern. 


Artikel 2 

Für die Anwendung dieser Richtlinie gelten als: 

a) Tätigkeiten: die in Anlage I zum Allgemeinen 
Programm zur Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit unter der Haupt- 
gruppe 40, Gruppe 400, aufgeführten Tätigkei- 
ten. Diese Tätigkeiten umfassen die Ausführung 
aller für Rechnung der in Artikel 1 genannten 
Auftraggeber vorgenommenen Arbeiten, die mit 
der Errichtung, der Instandsetzung, Unterhaltung 
oder dem Abbruch von Bauleistungen verbun- 
den sind. 

b) Bauleistungen: sämtliche Tief- und Hochbauten 
sowie Teile derartiger Bauten, wie zum Beispiel: 


alle Arten von Gebäuden, Tiefbauten, Kunstbau- 
ten, Tunnelbauten, wasserbauliche Anlagen, Ha- 
fenanlagen, Anlagen der Hochsee-, Fluß- und 
Binnenschiffahrt, Straßen, Bahnbauten (Unterbau 
und Oberbau), Rohrleitungen, Bauten für Fern- 
meldezwecke und Kabelverlegung für Fern- 
meldezwecke. 

Als Bauleistungen oder Teile einer Bauleistung 
gelten: 

— die Ausbauarbeiten wie Malerarbeiten, Glaser- 
arbeiten, Isolierung, Elektroinstallation, Installa- 
tion von Heizungs-, Belüftungs- und Klimaanla- 
gen in den Räumen; 

— die Installation von Fahrstühlen für Personen- 
iind Lastenbeförderung mit einer Tragkraft bis 
zu 500 kg. 

Als Bauleistungen gelten nicht die im Zusammen- 
hang mit der Installation maschineller, elektrischer 
und energiewirtschaftlicher Industrieanlagen durch- 
geführten Arbeiten; eine Ausnahme bilden jene 
Teile dieser Anlagen, die als Hoch- oder Tiefbau- 
konstruktion anzusehen sind. 

Soweit sich die Klassifizierung der Bauleistungen 
nicht aus den vorstehenden Bestimmungen ergibt, 
wendet jeder Mitgliedstaat bis zur Erstellung einer 
gemeinsamen Nomenklatur seine innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften an. 


Artikel 3 

Die Aufhebung der Besdiränkungen gemäß Arti- 
kel 1 wird zugunsten der in Abschnitt I der Allge- 
meinen Programme aufgeführten Begünstigten 
durchgeführt. 

Hierzu gehören: 

a) als Unternehmer auftretende natürliche und juri- 
stische Personen, die als Bewerber, Hauptunter- 
nehmer oder konzessionierte Unternehmer tätig 
werden oder die — soweit dies nach einzelstaat- 
lichen Rechtsvorschriften möglich ist — als Nach- 
unternehmer die Ausführung bestimmter Bau- 
leistungen für den Hauptunternehmer übernom- 
men haben, 

b) Gesellschaften und Personenvereinigungen ohne 
Rechtspersönlichkeit, deren Mitglieder nach den 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften gemeinschaft- 
liche Verträge abschließen können. 


ABSCHNITT II 

Quoten 


Artikel 4 

1. Für die Anwendung dieses Abschnitts gelten 
(gilt) als: 

a) Staatsangehörige und Gesellschaften der ande- 
ren Mitgliedstaaten: die Unternehmer der Mit- 
gliedstaaten mit Ausnahme der Unternehmer 
des Staates, in dem der Auftrag vergeben wird, 
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gleichgültig, ob sie den Auftrag unmittelbar von 
diesem Staat oder über die von ihnen in diesem 
Staat errichteten Agenturen oder Zweignieder- 
lassungen erhalten haben; 

b) öffentlicher Bauauftrag: der schriftliche Vertrag, 
der zwischen dem Unternehmer einerseits und 
dem Staat, einer Gebietskörperschaft oder einer 
in dieser Richtlinie aufgeführten sonstigen juri- 
stischen Person andererseits abgeschlossen wird 
und der die Errichtung, die Instandsetzung, Un- 
terhaltung oder den Abbruch einer der in Arti- 
kel 2 Buchstabe b) genannten Bauleistung zum 
Gegenstand hat; 

c) Volumen eines Bauauftrages: der ursprünglich 
vereinbarte Preis, zu dem sich der Unternehmer 
verpflichtet hat, die Bauleistung auszuführen, 
gleichgültig ob es sich um einen Pauschalpreis 
handelt oder ob der Preis an Hand der in einer 
Preisstaffel oder Preisliste enthaltenen Grund- 
preise festgelegt worden ist. 

Bei der Ermittlung des Volumens des Bauauf- 
trags für die Berechnung der Quoten ist ferner 
der Preis sämtlicher für die Errichtung und den 
Ausbau der Bauwerke erforderlichen Baustoffe 
und Lieferungen zu berücksichtigen, wobei die 
Art der Beschaffung dieser Baustoffe und Liefe- 
rungen ohne Bedeutung ist; 

d) Rechnungseinheit: die in Artikel 4 der Satzung 
der Europäischen Investitionsbank festgelegte 
Rechnungseinheit. 

2. Für die Anwendung dieses Abschnitts gelten 
die den Personen des privaten Rechts erteilten Kon- 
zessionen, welche die Ausführung der in Artikel 2 
Buchstabe b) genannten Bauleistungen zum Gegen- 
stand haben, sowie die zwischen den Konzessions- 
nehmern und den Unternehmern geschlossenen Ver- 
träge als öffentliche Bauaufträge. 

Da nach diesem Abschnitt das Volumen eines Bau- 
auftrages berücksichtigt werden muß, ist für die vor- 
genannten Konzessionen die Schätzung des Bau- 
volumens im Zeitpunkt der Erstellung der Baupläne 
maßgeblich. 


Artikel 5 

1. Jeder Mitgliedstaat kann die Staatsangehörigen 
und Gesellschaften der anderen Mitgliedstaaten 
ohne Rücksicht auf den Wert des einzelnen Bau- 
auftrages vorübergehend, jedoch höchstens bis zum 
Ende des laufenden Jahres, von der Vergabe der 
Aufträge ausschließen, sofern an einem der in Ar- 
tikel 8 Absatz 1 genannten Stichtage eine der drei 
folgenden Voraussetzungen vorliegt: 

a) wenn das Volumen der öffentlichen Bauaufträge, 
die der Staat selbst, seine Gebietskörperschaften 
sowie die zu dieser Richtlinie aufgeführten son- 
stigen juristischen Personen seit dem 1. Januar 
an die obengenannten Staatsangehörigen und 
Gesellschaften vergeben haben, die für das be- 
treffende Jahr festgesetzte Quote des Gesamt- 
volumens dieser Aufträge überschreitet und das 


Volumen der öffentlichen Bauaufträge, welche 
seine auf seinem Hoheitsgebiet ansässigen 
Staatsangehörigen und Gesellschaften seit dem 
1. Januar in den anderen Mitgliedstaaten erhal- 
ten haben, nicht mehr als die Hälfte des oben- 
genannten Volumens beträgt; 

b) wenn das Volumen der öffentlichen Bauaufträge 
von mehr als 600 000 Rechnungseinheiten, die 
der Staat selbst, seine Gebietskörperschaften so- 
wie die zu dieser Richtlinie aufgeführten sonsti- 
gen juristischen Personen seit dem 1, Januar an 
die obengenannten Staatsangehörigen und Ge- 
sellschaften vergeben haben, die für das betref- 
fende Jahr festgesetzte Quote des Gesamtvolu- 
mens der Aufträge von mehr als 600 000 Rech- 
nungseinheiten überschreitet und das Volumen 
der öffentlichen Bauaufträge von mehr als 
600 000 Rechnungseinheiten, welche seine auf 
seinem Hoheitsgebiet ansässigen Staatsangehö- 
rigen und Gesellschaften seit dem 1. Januar in 
den anderen Mitgliedstaaten erhalten haben, 
nicht mehr als die Hälfte des obengenannten 
Volumens beträgt; 

c) wenn das Volumen der öffentlichen Bauaufträge 
bis einschließlich 600 000 Rechnungseinheiten, 
die der Staat selbst, seine Gebietskörperschaften 
sowie die zu dieser Richtlinie aufgeführten son- 
stigen juristischen Personen seit dem 1. Januar 
an die obengenannten Staatsangehörigen und 
Gesellschaften vergeben haben, die für das be- 
treffende Jahr festgesetzte Quote des Gesamt- 
volumens der Aufträge bis einschließlich 600 000 
Rechnungseinheiten überschreitet und das Volu- 
men der öffentlichen Bauaüfträge bis einschlie- 
lich 600 000 Rechnungseinheiten, welche seine 
auf seinem Hoheitsgebiet ansässigen Staatsange- 
hörigen und Gesellschaften seit dem 1. Januar in 
den anderen Mitgliedstaaten erhalten haben, 
nicht mehr als die Hälfte des obengenannten 
Volumens beträgt. 

2. Unabhängig von Absatz 1 kann jeder Mitglied- 
staat die Staatsangehörigen und Gesellschaften der 
anderen Mitgliedstaaten vorübergehend, jedoch 
höchstens bis zum Ende des laufenden Jahres von 
der Vergabe öffentlicher Bauaufträge von mehr als 
600 000 Rechnungseinheiten ausschließen, wenn das 
Volumen der Aufträge dieser Art, die an die 
genannten Staatsangehörigen und Gesellschaften 
vergeben wurden, das Doppelte der für das betref- 
fende Jahr festgesetzten Quote des Gesamtvolu- 
mens der Aufträge von mehr als 600 000 Rechnungs- 
einheiten erreicht. 

3. Wenn die in Absatz 1 genannten Voraussetzun- 
gen vorliegen und die besonderen Umstände es 
rechtfertigen, kann das Großherzogtum Luxemburg 
von der Kommission der Europäisdien Wirtschafts- 
gemeinschaft ermächtigt werden, die Staatsangehö- 
rigen und Gesellschaften der anderen Mitgliedstaa- 
ten ohne Rücksicht auf das Gesamtvolumen der 
Bauaufträge, welche seine auf seinem Hoheitsgebiet 
ansässigen Staatsangehörigen und Gesellschaften 
seit dem 1. Januar in den anderen Mitgliedstaa- 
ten erhalten haben, von der Vergabe öffentlicher 
Bauaufträge vorübergehend auszuschließen. 
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Artikel 6 

1. Die erste Quote gilt ab 1, Januar 1965; die 
letzte Quote gilt bis 31. Dezember 1969. 

2. Die Quote am Gesamtvolumen der öffentlidien 
Bauaufträge für das Jahr 1965 ist von jedem Mit- 
gliedstaat auf 15 V. H. des Jahresdurchsdinitts des 
Volumens der öffentlidien Bauaufträge festzuset- 
zen, die er in der Zeit vom 1. Januar 1963 bis 31. De- 
zember 1964 vergeben hat. 

3. Die Quote am Gesamtvolumen der öffentlichen 
Bauaufträge von mehr als 600 000 Rechnungsein- 
heiten für das Jahr 1965 ist von jedem Mitglied- 
staat auf 15 V. H. des Jahresdurdischnitts des Vo- 
lumens der öffentlidien Bauaufträge von mehr als 
600 000 Rechnungseinheiten festzusetzen, die er in 
der Zeit vom 1. Januar 1963 bis 31. Dezember 1964 
vergeben hat. 

4. Die Quote am Gesamtvolumen der öffentlichen 
Bauaufträge bis einschließlich 600 000 Rechnungs- 
einheiten für das Jahr 1965 ist von jedem Mitglied- 
staat auf 15 V. H. des Jahresdurdischnitts des Volu- 
mens der öffentlidien Bauaufträge bis einschließlich 
600 000 Rechnungseinheiten festzusetzen, die er in 
der Zeit vom 1. Januar 1963 bis 31. Dezember 1964 
vergeben hat. 

5. Der in den beiden darauffolgenden Zweijahres- 
abschnitten gültige Satz für jede der in den vor- 
stehenden Absätzen 2 bis 4 genannten Arten von 
Quoten wird von der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft nach Anhörung der Mit- 
gliedstaaten jeweils auf einen über den vorher- 
gehenden Satz hinausgehenden Satz festgesetzt. 

6. In Abweichung von Artikel 4 Absatz 2 gilt der 
in Absatz 2 bis 4 genannte Jahresdurchschnitt nicht 
für die vor dem 1. Januar 1965 erteilten Konzessio- 
nen. 


Artikel 7 

1. Jeder Mitgliedstaat übermittelt der Kommission 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft späte- 
stens bis 31. März des laufenden Jahres folgende 
Angaben: 

a) das Volumen der im vorhergehenden Jahr ver- 
gebenen öffentlichen Bauaufträge, das nach Auf- 
trägen von mehr als 600 000 und Aufträgen bis 
einschließlich 600 000 Rechnungseinheiten zu un- 
terteilen ist; 

b) für jede der in Artikel 6 Absatz 2 bis 4 genann- 
ten Arten von Quoten die für das laufende Jahr 
geltende Quote. 

Für die Anwendung der ersten Quote erstreckt 
sich die Mitteilung jedoch auf den Jahresdurchschnitt 
der Werte der während der beiden vorhergehenden 
Kalenderjahre abgeschlossenen Bauaufträge, wobei 
die Aufteilung gemäß vorstehendem Buchstaben a) 
berücksichtigt wird, und auf die Quote gemäß vor- 
stehendem Buchstaben b). 


Sämtliche Beträge sind in Landeswährung anzu- 
geben und in Rechnungseinheiten umzurechnen. 

2. Die Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft sorgt dafür, daß sämtliche festge- 
setzten Quoten zur allgemeinen Unterrichtug im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ver- 
öffentlicht werden. 

Artikel 8 

1. Jeder Mitgliedstaat ermittelt zum 30. April, 

30. Juni und 31. ' Oktober sowie zu statistischen 
Zwecken zum 31. Dezember jeden Jahres das Vo- 
lumen der Aufträge, die an die Staatsangehörigen 
und Gesellschaften jedes einzelnen anderen Mit- 
gliedstaates sowie an die Gesamtheit der Staats- 
angehörigen und Gesellschaften der anderen Mit- 
gliedstaaten vergeben worden sind. Die Beträge 
sind in Landeswährung anzugeben und in Rech- 
nungseinheiten umzurechnen; sie sind nach Auf- 
trägen von mehr als 600 000 und Aufträgen bis ein- 
schließlich 600 000 Rechnungseinheiten zu unter- 
teilen. 

Jeder Mitgliedstaat gibt diese Zahlen jeweils bis 

31. Mail 31. Juli, 30. November bzw. 31. März jedem 
der anderen Mitgliedstaaten sowie der Kommission 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft bekannt. 

2. Für die Ermittlung des Volumens der den 
Staatsangehörigen und Gesellschaften der anderen 
Mitgliedstaaten erteilten Aufträge gelten; 

— Aufträge, die Tochtergesellschaften erteilt wer- 
den, welche eindeutig nicht in der Lage sind, 
ihre Tätigkeit ohne maßgebliche Mitwirkung der 
Muttergesellschaft auszuüben, als an die Mutter- 
gesellschaft vergeben; 

— Aufträge, bei denen in Übereinstimmung mit den 
nationalen Vorschriften der Hauptunternehmer 
die Ausführung eines Teils der den Gegenstand 
des Auftrags bildenden Leistungen einem oder 
mehreren zugelassenen Nachunternehmern über- 
trägt, bis zur Höhe der von diesem oder diesen 
Nachunternehmern auszuführenden Arbeiten als 
mit diesem oder diesen Nachunternehmern, in 
Höhe des restlichen Betrages dagegen als mit 
dem Hauptunternehmer abgeschlossen; 

— Aufträge, die in einer Unternehmergemeinschaft 
erteilt werden, deren Mitglieder nicht auf dem 
Hoheitsgebiet desselben Mitgliedstaates ansäs- 
sig sind, bis zur Höhe des Betrages der Forderun- 
gen der einzelnen Unternehmer — sofern diese 
Forderungen gesondert ausgewiesen sind — 
als an die einzelnen Unternehmer vergeben. 
Bei Aufträgen, bei denen der Gesamtbetrag der 
Bauleistungen nicht auf die einzelnen Unter- 
nehmer aufgeteilt ist, können die Mitgliedstaaten 
die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um 
die genannten Unternehmergemeinschaften nach 
Abschluß des Vertrages zur Aufteilung des Ge- 
samtbetrages der Bauleistungen auf die einzel- 
nen Unternehmer und zur Bekanntgabe dieser 
Aufteilung zu verpflichten. 

Ist die Aufteilung auf die einzelnen Unterneh- 
mer nicht im Vertrag angegeben und kann sie 
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auch nach Abschluß des Vertrages nicht ermittelt 
werden, so gilt der Vertrag als mit dem Unter- 
nehmer abgeschlossen, an den die Zahlung zu 
leisten ist. 

Artikel 9 

1. Macht ein Mitgliedstaat gemäß Artikel 5 von 
dem Recht Gebrauch, die Staatsangehörigen und Ge- 
sellschaften der anderen Mitgliedstaaten vorüber- 
gehend von der Vergabe öffentlicher Bauaufträge 
auszuschließen, so hat er die Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft hiervon unver- 
züglich in Kenntnis zu setzen. 

Die Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft sorgt für die Veröffentlichung dieses 
Beschlusses im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften. 

2. Der vorübergehende Ausschluß von der Auf- 
tragsvergabe durch einen Mitgliedstaat gilt bis zum 
Ende des laufenden Jahres, es sei denn, daß die eine 
der in Artikel 5 Absatz 1 genannten Voraussetzun- 
gen nicht mehr vorliegt, nämlich, daß das Volumen 
der seit dem 1. Januar von den anderen Mitglied- 
staaten an die auf seinem Hoheitgebiet ansässigen 
Staatsangehörigen und Gesellschaften dieses Mit- 
gliedstaates vergebenen Aufträge am 30. Juni oder 
am 31. Oktober des laufenden Jahres die Hälfte 
des entsprechenden Volumens der Aufträge über- 
schritten hat, die an die Staatsangehörigen und Ge- 
sellschaften der anderen Mitgliedstaaten vergeben 
worden sind. In diesem Falle hat der Mitgli-edstaat, 
der die Staatsangehörigen und Gesellschaften der 
anderen Mitgliedstaaten vorübergehend von der 
Vergabe der öffentlichen Bauaufträge ausgeschlos- 
sen hat, diese wieder daran zu beteiligen und die 
Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft hiervon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

3. Auf Grund des Aussetzungsbeschlusses eines 
Mitgliedstaates können die Staatsangehörigen und 
Gesellschaften der anderen Mitgliedstaaten nicht 
von der Beteiligung an der Vergabe und der Zu- 
schlagerteilung für solche Bauaufträge ausgeschlos- 
sen werden, bei denen vor der Veröffentlichung die- 
ses Beschlusses zur Abgabe von Angeboten aufge- 
fordert worden ist. 

4. Die Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft gibt durch eine im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften veröffentlichte Bekannt- 
machung von der Wiederaufnahme der Vergaben 
öffentlicher Bauaufträge in dem betreffenden Mit- 
gliedstaat an die Staatsangehörigen und Gesell- 
schaften der anderen Mitgliedstaaten Kenntnis. 


ABSCHNITT III 

Aufgabe der Kommission — Beratender 
Ausschuß für öffentliche Bauaufträge 

Artikel 10 

Bei der Prüfung der Streitfragen und Probleme, 
die durch die Anwendung der Maßnahmen aufge- 


worfen werden, welche die Mitgliedstaaten auf 
Grund der Richtlinien zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs auf dem Gebiet des öffent- 
lichen Auftragswesens sowie zur Koordinierung der 
Verfahren betreffend die Vergabe öffentlicher Bau- 
aufträge ergreifen, wird die Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft durch einen Bera- 
tenden Ausschuß unterstützt. Dieser Ausschuß hat 
insbesondere die Aufgabe: 

a) für die Kommission Stellungnahmen zu den Ein- 
zelfällen abzugeben, die ihm von der Kommis- 
sion oder einem der Mitglieder des Ausschusses 
im Zusammenhang mit der Durchführung der 
Richtlinien sowie der Anwendung der Vorschrif- 
ten über die Vergabe von öffentlichen Bauauf- 
trägen der öffentlichen Verwaltungen und juri- 
stischen Personen des öffentlichen Rechts eines 
Mitgliedstaates an die Staatsangehörigen und 
Gesellschaften der anderen Mitgliedstaaten un- 
terbreitet werden; 

b) im Zusammenhang mit der Anwendung dieser 
Richtlinien die Zweckmäßigkeit ergänzender Vor- 
schriften oder etwaiger Abänderungen zu unter- 
suchen. 


Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, dem Bera- 
tenden Ausschuß auf Aufforderung seines Vorsit- 
zenden alle für die Durchführung seiner Aufgabe 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

Artikel 12 

Die Mitglieder des Ausschusses werden von den 
Mitgliedstaaten benannt; jeder Mitgliedstaat ent- 
sendet ein ordentliches Mitglied und ein stellver- 
tretendes Mitglied. Das stellvertretende Mitglied 
kann jederzeit an den Sitzungen teilnehmen. 

Die Mitglieder des Ausschusses können andere 
Beamte als Sachverständige hinzuziehen. 

SoTern der Ausschuß dies bei der Prüfung von 
Sonderfällen für notwendig hält, kann er außerdem 

weitere Personen hinzuziehen. 

/ 

Die Kommission trägt die Reise- und Aufenthalts- 
kosten der ordentlichen und der stellvertretenden 
Mitglieder. 

Die Mitgliederstaaten tragen die Reise- und Auf- 
enthaltskosten der Sachverständigen und der zu 
Rate gezogenen Personen. 

Artikel 13 

Der Vorsitz in dem Beratenden Ausschuß wird von 
einem Beamten der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft wahrgenommen. 

Der Vorsitzende beteiligt sich nicht an der Ab- 
stimmung. Er kann sich von fachlichen Beratern un- 
terstützen lassen. 

Die Sekretariatsgeschäfte werden von den Dienst- 
stellen der Kommission wahrgenommen. 
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Artikel 14 

Unbeschadet des Artikels 214 des Vertrages sind 
die Mitglieder des Ausschusses und die fachlichen 
Berater zur Geheimhaltung verpflichtet. 


Artikel 15 

Der Ausschuß wird auf Wunsch des Vorsitzenden 
oder auf Antrag eines der Mitgliedstaaten vom 
Vorsitzenden einberufen. 


Artikel 16 

Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn zwei Drittel 
der Mitglieder anwesend sind. Jedes Mitglied bzw. 
im Falle seiner Abwesenheit sein Stellvertreter ver- 
fügt über eine Stimme. 

Die Stellungnahmen des Ausschusses sind mit 
Gründen zu versehen; sie werden mit der absoluten 
Stimmenmehrheit angenommen. Auf Wunsch der 
Minderheit ist den Stellungnahmen eine Aufzeich- 
nung über die von der Minderheit vertretenen 
Ansichten beizufügen. 


Artikel 17 

Der Ausschuß gibt sich erforderlichenfalls eine 
Geschäftsordnung. 


ABSCHNITT IV 

Schlußbestimmungen 

Artikel 18 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um die Anwendung dieser Richtlinie 
zu den in den vorstehenden Artikeln genannten 
Zeitpunkten sicherzustellen, und setzen die Kom- 
mission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
unverzüglich von diesen Maßnahmen in Kenntnis. 


Artikel 19 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Kom- 
mission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
von allen künftigen Vorschlägen für Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften in Kenntnis gesetzt wird, 
die sie auf dem Gebiet der Aufnahme und der Aus- 
übung der unter diese Richtlinie fallenden Tätig- 
keiten zu erlassen beabsichtigen. 


Artikel 20 

Der Wortlaut der Anlage ist integrierender Be- 
standteil dieser Richtlinie. 


Artikel 21 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Anlage 


Liste der in Artikel 1 genannten juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts 


Außer dem Staat (einschließlich der in Artikel 1 
Absatz 1 Unterabsatz 2 der Richtlinie genannten 
gleichgestellten Einrichtungen) und seinen Gebiets- 
körperschaften wie den Ländern, Regionen, Provin- 
zen, Departements und Gemeinden unterliegen ab 
1. Januar 1965 folgende juristische Personen des 
öffentlichen Rechts den Vorschriften über die Be- 
teiligung der Unternehmer sämtlicher Mitgliedstaa- 
ten an der Vergabe öffentlicher Bauaufträge: 

I. In allen Mitgliedstaaten: 

die von den Gebietskörperschaften gebilde- 
ten öffentlich-rechtlichen Verbände, wie zum 
Beispiel Gemeindeverbände, Zwecikverbände 
usw. . . , 

11. In der Bundesrepublik Deutschland: 

die ,,oundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
r alten und Stiftungen des öffentlichen Rechts". 

fll. Im Königreich Belgien: 

• — der „Fonds des routes 1955 — 1969", 

— die „Regie des Voies Aeriennes", 

— die „Commissions d'Assistance publique", 

— die „Fabriques d'eglise", 

— • das „Office regulateur de la Navigation 
interieure", 

— die „Regie des Services frigorifiques de 
l'Etat beige". 


IV. In der Französischen Republik: 

— die sonstigen Verwaltungskörperschaften 
des öffentlichen Rechts auf Landes-, Depar- 
tements- oder lokaler Ebene. 

V. In der Italienischen Republik: 

— die staatlichen Universitäten und Univer- 
sitätsinstitute, die Konsortien für den Aus- 
bau der Universitäten, 

— die wissenschaftlichen und kulturellen In- 
stitute mit Hochschulniveau, 

— die Observatorien für Astronomie, Astro- 
physik, Geophysik und Vulkanologie, 

— die „Enti di riforma fondiaria", 

— sämtliche Arten von Fürsorge- und Wohl- 
tätigkeitsorganisationen. 

VI. Im Großherzogtum Luxemburg: 

— die Sozialversicherungskassen. 

VII. Im Königreidi der Niederlande: 

— die „Waterschappen", 

— die „Rijksuniversiteiten“, die „Academische 
Ziekenhuizen van de Rijksuniversiteiten" 
und die „Gemeentelijke Universiteit van 
Amsterdam", 

— die „Technische Hogescholen", 

die „Nederlandse Centrale Organisatie voor 
toegepast natuurwötenschappelijk Onder- 
zoek (T. N, O. )" und die von ihr abhängi- 
gen Organisationen. 
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